Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 


Mehr Beschäftigung im Dienstleistungssektor 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Dem Dienstleistungssektor kommt in allen fortgeschrittenen In- 
dustrieländern - und damit auch in Deutschland - eine wachsen- 
de Bedeutung zu. Hier liegt nach übereinstimmender Einschät- 
zung von Experten das größte Potential für neue Arbeitsplätze. So 
stieg in den alten Bundesländern von 1970 bis 1996 die Beschäfti- 
gung insgesamt um 6 %, die Zahl der Arbeitsplätze im Dienstlei- 
stungssektor dagegen sogar um 56 %. Rund 60 % der Erwerbs- 
tätigen in Deutschland sind im Dienstleistungssektor beschäftigt. 
In den 80er und 90er Jahren war weltweit das Tempo der Tertia- 
sierung mehr als dreimal so hoch wie in den 70er Jahren. Die Bun- 
desregierung hat deswegen der Dienstleistungswirtschaft in ihrer 
Reformpolitik besondere Aufmerksamkeit gewidmet. Gleichwohl 
müssen die Bemühungen um mehr Beschäftigung im Dienstlei- 
stungssektor fortgesetzt werden. 

Das Gründungsklima in Deutschland hat sich in den letzten Jah- 
ren deutlich verbessert. Die Gründung und der Aufbau neuer Un- 
ternehmen in Branchen, in denen neues Wissen „von unten“ nach- 
wächst, ist Teil eines kontinuierlichen wirtschaftlichen und 
technologischen Strukturwandels. Gerade auch in den „neuen“ 
Technologiefeldern sind junge Unternehmen eine entscheidende 
Voraussetzung dafür, um Anschluß zu gewinnen. In den 90er Jah- 
ren und darüber hinaus wird der Weg von einer wissensintensiven 
Industriegesellschaft zu einer wissensintensiven Dienstleistungs- 
gesellschaft vor allem auch durch Gründungen in den technolo- 
gieintensiven Dienstleistungsbereichen - etwa 60 % hiervon ent- 
fallen auf den Softwarebereich - vorangetrieben. Im Bereich der 
technologieorientierten Dienstleistungen ist eine wesentlich höhe- 
re Dynamik als in der Industrie zu beobachten. 

Eine besondere Dynamik weisen die unternehmensbezogenen 
Dienstleistungen in Deutschland auf. Es wird immer deutlicher, 
daß die Verknüpfung eines industriellen Produkts mit einer dazu- 
gehörigen Dienstleistung ein zentraler Trend der modernen Indu- 
strieproduktion ist. Aufgrund seiner in weiten Teilen starken und 
wettbewerbsfähigen industriellen Basis hat Deutschland hervor- 
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ragende Ausgangsbedingungen, diesen Trend im internationalen 
Wettbewerb erfolgreich für sich zu nutzen, wenn die Entwicklung 
eines leistungs- und international konkurrenzfähigen Dienstlei- 
stungssektors weiter erfolgreich voranschreitet. 

In und um die Informationstechnik entstehen ständig neue Dienst- 
leistungen. Im Handel wird Teleshopping mit einem geschätzten 
Marktanteil von 5 bis 10 % neben den klassischen Einzel- und Ver- 
sandhandel treten. Im Verkehrssektor wird die Telematik für mehr 
Effizienz sorgen. Im Gesundheitsbereich können Patienten dank 
der Telemedizin von Spezialwissen aus der ganzen Welt profitie- 
ren. Aber auch Dienstleistungen im Haushalt, bei Kinderbetreu- 
ung und Pflege werden in unserer Kleinfamilien-Gesellschaft im- 
mer wichtiger. 

Mit dem „Programm für mehr Wachstum und Beschäftigung" hat 
die Bundesregierung die Grundlagen für einen erfolgreichen 
Strukturwandel der deutschen Wirtschaft weiter verbessert. Na- 
hezu alle angekündigten Maßnahmen wurden inzwischen umge- 
setzt bzw. eingeleitet. 

Für das Angebot von Dienstleistungen wird sich insbesondere po- 
sitiv auswirken, daß 

• die Planungs- und Genehmigungsverfahren vereinfacht wur- 
den, 

• der Anstieg der Sozialversicherungsbeiträge gebremst wurde, 

• die betriebliche Steuerlast durch Wegfall der Vermögensteuer 
und Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer reduziert wurde, 

• der Übergang mittelständischer Betriebe auf die nächste Ge- 
neration durch die Neufassung der Erbschaftsteuer gesichert 
wurde, 

• die Förderung durch das ERP- und das Eigenkapitalhilfepro- 
gramm erweitert wurde, 

• eine Verbesserung der Bereitstellung von Risikokapital für in- 
novative Mittelständler erreicht wurde, 

• eine weltweite Liberalisierung des Handels z. B. im Telekom- 
munikationsbereich vereinbart wurde, 

• die Beschäftigung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in 
privaten Haushalten steuerlich gefördert wird, 

• durch die Liberalisierung der Ladenöffnungszeiten für den Ein- 
zelhandel mehr unternehmerische Freiheit erreicht wurde, 

• die Finanzmärkte dereguliert und die Rahmenbedingungen für 
neue sowie bestehende Geschäftsfelder verbessert werden, 

• in der Forschungsförderung Fragen der Innovation und For- 
schung für neue Dienstleistungen aufgegriffen wurden und 

• zahlreiche neue Berufsbilder im Dienstleistungsbereich, etwa 
im Tourismus oder im kaufmännischen Bereich, geschaffen 
wurden. 

Besonders hervorzuheben sind die Deregulierungsschritte in den 
Bereichen Telekommunikation, Post, Verkehr, Energie, Handwerk 
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und Freie Berufe. Wie durch eine Liberalisierung neue Arbeits- 
plätze entstehen, zeigt sich gerade jetzt an der Fülle von Unter- 
nehmensneugründungen auf dem Telekommunikationsmarkt. 
Nicht das Verhindern von neuen Märkten schafft Arbeit, sondern 
nur das Ermöglichen neuer Angebote und Märkte. Es spricht nichts 
dagegen, daß sich dies nicht ähnlich in weiteren Bereichen wie- 
derholen kann. Unausgeschöpfte Potentiale für Arbeitsplätze und 
Einkommen bietet auch die Wachstumsbranche Tourismus. 

Gerade auch für die Dienstleistungsunternehmen wäre die Um- 
setzung der von der Bundesregierung vorgelegten Vorschläge für 
die Einkommen- und Körperschaftsteuerreform wichtig; mit der 
Ablehnung der Steuerreformgesetze 1998 und 1999 durch die 
Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Deutschen 
Bundestag und im Bundesrat werden Wachstumschancen ver- 
schenkt. 

Die Bundesregierung hat durch das Aktionsprogramm „ Dienstlei- 
stungswirtschaft 2000 sowie mit dem Projekt „Dienstleistungen 
2000plus" und weitere Initiativen insbesondere auch zur Grün- 
dungsförderung Vorschläge für eine weitere Entwicklung des 
Dienstleistungssektors vorgelegt. 

Wichtig ist auch, daß die Bundesländer ihren Rückstand in der De- 
regulierung und Privatisierung öffentlicher Dienstleistungen zü- 
gig abbauen und dadurch zusätzliche Freiräume für private Un- 
ternehmen schaffen. Gerade bei den Ländern und Kommunen 
liegen die größten Möglichkeiten für den dringend erforderlichen 
Rückzug des Staates und die Übertragung der Dienstleistungser- 
bringung auf effizientere Privatunternehmen. Dabei ist verstärkt 
darauf zu achten, daß die Privatisierung solcher öffentlichen 
Dienstleistungen nicht zu Wettbewerbsverzerrungen, sondern 
tatsächlich zu mehr Wettbewerb führt. Wo Privatisierungen nicht 
oder zunächst nicht möglich sind, sollten alle Möglichkeiten aus- 
geschöpft werden, Kostentransparenz und Wettbewerb auch bei 
öffentlich oder gemeinschaftlich erbrachten sowie sozialen Dienst- 
leistungen zu stärken. 

Zur Erweiterung unternehmerischer Handlungsspielräume gibt es 
keine Alternative. Interventionistische Strategien sind von vorn- 
herein zum Scheitern verurteilt und lähmen den unternehmeri- 
schen Einsatz. Statt Strukturerneuerung wäre das Ergebnis eine 
wenig wettbewerbsfähige Strukturkonservierung, die auf mittle- 
re Sicht sogar Arbeitsplätze kosten wird. 


II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1 . die erfolgreiche Politik zur Steigerung der Leistungs- und Wett- 
bewerbsfähigkeit von Unternehmen, insbesondere auch von 
Dienstleistungsunternehmen, konsequent fortzusetzen; 

2. die Anstrengungen zur Absenkung von Steuer- und Sozialab- 
gaben zu intensivieren; 

3. Deregulierung, Privatisierung und Stärkung des Wettbewerbs 
im Dienstleistungsbereich zu forcieren; 
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4. mit ihrer Politik die Innovationskraft, Forschung und Entwick- 
lung im Dienstleistungsbereich nachhaltig zu stärken, um 
Wertschöpfung, Wettbewerbsfähigkeit und damit anspruchs- 
volle Beschäftigung in diesem Sektor weiter zu entwickeln; 

5. die Ansätze zu mehr Flexibilität in der Tarif- und Arbeitszeit- 
politik zu unterstützen, damit auch lohnintensive Dienstlei- 
stungen nachfragegerecht angeboten werden können; Bürger 
und Unternehmen sollen auch einfachere Leistungen wieder 
stärker zu akzeptablen Preisen in Anspruch nehmen können; 

6. die Aufnahme von Arbeit auch im Dienstleistungsbereich 
durch verbesserte Anrechnung von Leistungen aus dem So- 
zialtransfersystem zu erleichtern; 

7. die Rahmenbedingungen für die Leiharbeit sozialverträglich 
zu lockern; 

8. Initiativen zur besseren Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
fortzusetzen; 

9. die Existenzgründungsförderung auch für weniger kapitalin- 
tensive Dienstleistungsunternehmen weiter zu verbessern und 
die Existenzgründungsoffensive in diesem Bereich zu intensi- 
vieren; 

10. Verstärkt auch den Zugang technologie- und wissenschaftsin- 
tensiver Neugründungen im Dienstleistungsbereich zu Risiko- 
kapital zu fördern; 

11. neue Berufsfelder für Tätigkeiten in Dienstleistungsunterneh- 
men und für Freie Berufe zu schaffen, insbesondere auch auf 
den Märkten der neuen Technologien; 

12. Ausbildungsberufe im Dienstleistungsbereich durch neue und 
fortentwickelte Berufsbilder zu stärken; 

13. weiterhin die Existenzgründung durch Arbeitslose auch im 
Dienstleistungsbereich zu unterstützen; 

14. auf die Bundesländer und die gemeinnützigen Organisationen 
einzuwirken, damit diese das große Privatisierungspotential 
auf Landes- und Kommunalebene beschleunigt auf private 
Dienstleistungsunternehmen übertragen; 

15. darauf hinzuwirken, daß die Bereitschaft zu unternehmerischer 
Tätigkeit im Dienstleistungssektor durch Berücksichtigung 
von Unternehmensführungs- und Managementthemen in der 
betrieblichen Ausbildung und in den Lehrplänen der berufs- 
bildenden Schulen sowie der Fach- und Hochschulen geför- 
dert wird; 

16. die Liberalisierung des internationalen Dienstleistungshan- 
dels, von dem Deutschland besonders profitiert, voranzutrei- 
ben; 

17. das bestehende und bewährte Instrumentarium zur Förderung 
der deutschen Außenwirtschaft stärker auf die Belange der 
Dienstleistungswirtschaft auszurichten und über die beste- 
henden Instrumente gezielt und verstärkt zu informieren; 
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18. die Exportbemühungen deutscher Unternehmen im Dienstlei- 
stungsbereich wirksam zu unterstützen. 

Der Deutsche Bundestag fordert überdies die Bundesregierung 
auf, über den Fortschritt bei der Umsetzung der vorgeschlagenen 
Rahmenverbesserungen für die Dienstleistungswirtschaft dem 
Wirtschaftsausschuß des Deutschen Bundestages zu berichten. 


Bonn, den 13. Januar 1998 

Dr. Wolfgang Schäuble, Michael Glos und Fraktion 
Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 
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